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(Nr. 11842.) ae zum Reichsſiedlungsgeſetze vom 11. ray 1919 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 1429). Vom 15. Dezember 1919. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat heute folgendes Geſetz 


beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Erſter Abſchnitt. 
Enteignung 
(§§ 3, 15, 24 des eee 


St: 
(i) Auf Antrag 
1. des gemeinnützigen Siedlungsunternehmens ($ 3 Abſ. 1 des Reichs⸗ 
ſiedlungsgeſetzes), 
2. des Landlieferungsverbandes ($ 15 Abſ. 1 des Reichsſiedlungsgeſetzes), 
3. der Landgemeinde (§ 24 Ab. 1 des Neichsſiedlungsgeſetzes) 
ſpricht im Falle zu 1 und 3 der Präſident des Landeskulturamts, im Falle zu 


2 der ſtändige Ausſchuß, dem der Präſident des Landeskulturamts den Antrag 
vorlegt, durch Beſchluß die Zuläſſigkeit der Enteignung aus, ſobald deren Vor⸗ 


ausſetzungen gegeben ſind. In dem Beſchluß iſt das Grundſtück zu bezeichnen, 
das im Wege der Enteignung erworben werden ſoll, und zugleich die Zeit feft- 
zuſetzen, innerhalb deren längſtens vom Enteignungsrechte Gebrauch zu machen iſt. 

(2) Der Beſchluß iſt dem Antragſteller und dem Eigentümer des abzu⸗ 
tretenden Grundſtücks ſowie den aus dem Grundbuch erſichtlichen Berechtigten 
durch Zuſtellung, im übrigen durch das Amtsblatt ſowie ortsüblich bekannt zu machen. 

(3) § 5 Abſ. 1 des Geſetzes über die Enteignung von Grundeigentum vom 
11. Juni 1874 (Geſetzſamml. S. 221) gilt entſprechend. 


92. 
() Gegen den Beſchluß nach § 1 Abſ. 1 kann der Antragſteller, der Eigen⸗ 


tümer und jeder, dem in Anſehung des Grundſtücks ein Recht zuſteht, Beſchwerde 


einlegen. 
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Ausgegeben zu Berlin, den 26. Januar 1920. N 
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e) Die Beſchwerde muß innerhalb einer in der Bekanntmachung feſtzu⸗ 
ſetzenden Friſt, die auf mindeſtens zwei Wochen zu bemeſſen iſt, bei dem Präſi⸗ 
denten des Landeskulturamts eingelegt werden. Die Friſt beginnt mit der 
Zuſtellung, ſoweit Zuſtellung nicht erfolgt, mit dem Tage, an welchem das 
Amtsblatt ($ 1 Abſ. 2) ausgegeben wird. Über die Beſchwerde entſcheiden der 
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und der Miniſter der öffent⸗ 
lichen Arbeiten. 


f 8 3. 

(1) Die Enteignung erſtreckt fi) auf das Zubehör des Grundſtücks, wenn 
nicht ein anderes vereinbart iſt. Auf Verlangen des Eigentümers iſt das zur 
Bewirtſchaftung des enteigneten Grundſtücks nicht unbedingt erforderliche Zubehör 
von der Enteignung auszuſchließen. Das gleiche gilt von einer auf dem 
Grundſtücke gehaltenen Stammherde. 

(2) Rechte an dem Grundſtücke find von der Enteignung ausgeſchloſſen, 
wenn der Unternehmer (§ 1 Abſ. 1 Nr. 1 bis 3) die Ausſchließung beantragt. 
Gegenüber einem Pächter oder Mieter des Grundſtücks iſt der Unternehmer 
berechtigt, an Stelle des Verpächters oder Vermieters in das Vertragsverhältnis 
einzutreten, macht er von dieſem Rechte Gebrauch, fo gelten die für den Fall 
der freiwilligen Veräußerung maßgebenden Vorſchriften entſprechend. 


a §4. 

i 6), Die Entſchädigung für das enteignete Grundſtück erfolgt nach Wahl 
des Entſchädigungsberechtigten in Geld oder in Rentenbriefen. 

(2) Für die Entſchädigung gelten die Vorſchriften der §§ 8 Abſ. 2, 9, 10 
Abſ. 2, 11 und 13 des Enteignungsgeſetzes. 
5 66) Haben die im § 11 des Enteignungsgeſetzes bezeichneten Nebenberechtigten 
Rihr Recht erſt erworben, nachdem dem Eigentümer der Beſchluß ($ 1) zugeſtellt 
worden iſt, ſo ſteht ihnen ein Anſpruch auf Entſchädigung nicht zu, wenn ihnen der 
Beſchluß zur Zeit des Erwerbes bekannt war. 


985. 

Soweit in dieſem Geſetze für das Enteignungsverfahren die Vorſchriften 
des Enteignungsgeſetzes für anwendbar erklärt werden, tritt an Stelle des Regierungs⸗ 
präſidenten und des Bezirksausſchuſſes der Präſident des Landeskulturamts und 
an Stelle des Miniſters der öffentlichen Arbeiten der Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten. Die Juſtändigkeit des ſtändigen Ausſchuſſes (§ 15 Abſ. 2 
des Reichsſiedlungsgeſetzes) bleibt unberührt. 


N 5 
Für die Feſtſtellung der Entſchädigung gelten die Vorſchriften der 68 24 
bis 30 des Enteignungsgeſetzes mit folgenden Maßgaben entſprechend: 
1. Der Antrag auf Feſtſtellung der Entſchädigung (§ 24 des Enteignungs⸗ 
geſetzes) iſt ſchon vor der Erledigung des Beſchwerdeverfahrens nach 
$ 2 dieſes Geſetzes zuläſſig; : 


— — 


2. Die Erklärungen des Unternehmers über die Ausübung der ihm nach 
§ 3. Abſ. 2 zuſtehenden Befugniſſe find dem Kommiſſar gegenüber 
ſpäteſtens in dem Termine ($ 25 des Enteignungsgeſetzes) abzugeben; 

3. In dem Gutachten ($ 28 des Enteignungsgeſetzes) iſt der Zuſtand des 
Grundſtücks und des Zubehörs genau feitzuftellen; 

4. Der Beſchluß über die Entſchädigung ($ 29 des Enteignungsgeſetzes) 
hat genaue Angaben über den Zuſtand des Grundſtücks und des Zu⸗ 
behörs zu enthalten, der der Entſchädigung zugrunde gelegt iſt. Auch 
iſt darin auszuſprechen, welche Rechte an dem Grundſtücke von der 
Enteignung ausgeſchloſſen ſind und ob der Unternehmer in ein beſtehendes 
Pacht⸗ oder Mietverhältnis eintritt (§ 3 Abſ. 2); 

5. Hinſichtlich der Entſcheidung über die Entſchädigung ($ 30 des Ent⸗ 

eeignungsgeſetzes) tritt an Stelle des Rechtswegs der Antrag auf münd⸗ 
liehe Verhandlung vor der Spruchkammer des Landeskulturamts. Der 

Antrag iſt binnen einem Monat nach Zuſtellung der Entſcheidung bei 
der Spruchkammer zu ſtellen. Der Spruchkammer treten für dieſe 
Entſeheidung zwei richterliche Mitglieder hinzu, die nebſt zwei Stell⸗ 
vertretern aus den Richtern des Oberlandesgerichtsbezirkes, in dem das 
Landeskulturamt ſeinen Sitz hat, durch gemeinſchaftliche Verfügung des 
Juſtizminiſters und des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten zu berufen find. Die Spruchkammer iſt befchlußfähig, wenn 
der Vorſitzende oder ſein Stellvertreter, zwei richterliche und vier 
weitere Mitglieder anweſend ſind. f 

Gegen den Beſchluß der Spruchkammer iſt binnen zwei Wochen 
Beſchwerde an das Oberlandeskulturamt zuläſſig. 


e = SZ 

() Die Enteignung des Grundſtücks wird auf Antrag des Unternehmers 
von dem Präſidenten des Landeskulturamts ausgeſprochen, wenn nachgewieſen iſt, 
daß die vereinbarte oder feſtgeſtellte Entſchädigungsſumme ($$ 26, 29 des Ent- 
eignungsgeſetzes) rechtsgültig gezahlt oder hinterlegt iſt. 

(e) Die Enteignungserklärung ſchließt die Einweiſung in den Beſitz in ſich. 


88. 

(1) Vor der Übernahme des Grundſtücks durch den Unternehmer hat der 
Präſident des Landeskulturamts auf Antrag durch einen Kommiſſar, erforder⸗ 
lichenfalls unter Zuziehung von Sachverſtändigen, feſtſtellen zu laſſen, inwieweit 
an dem Grundſtück und dem Zubehör ſeit der Erſtattung des Gutachtens Anderungen 
eingetreten ſind, die eine Berichtigung des Beſchluſſes über die Entſchädigung 
erforderlich machen. Gegebenenfalls iſt die Entſcheidung über die Entſchädigung 
abzuändern. Über dieſe Anderung beſchließt der Präſident des Landeskulturamts, 
im Falle des § 1 Abſ. 1 Nr. 2 der ſtändige Ausſchuß. 

(2) Der Beſchluß iſt vorläufig vollſtreckbar. 

6* 


BR} 


(3) Die Vorſchriften der §§ 26, 30 des Enteignungsgeſetzes in Verbindung 
mit § 6 Nr. 5 dieſes Geſetzes gelten entſprechend. 


§9. 

() Die Vollziehung und die Wirkungen der Enteignung richten ſich im 
übrigen nach den §§ 33, 36 bis 38, 44 bis 49 des Enteignungsgeſetzes und 
den Artikeln 35 bis 41 des Ausführungsgeſetzes zum Reichsgeſetz über die 
Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung vom 23. September 1899 
(Geſetzſamml. S. 291). 

(2) Desgleichen gelten unbeſchadet des § 1 Abſ. 1 Satz 2 dieſes Geſetzes 
der § 42 und unbeſchadet des § 29 des Reichsſiedlungsgeſetzes der § 43 des 
Enteignungsgeſetzes entſprechend. a 

(3) Auf die Ladungen und Zuſtellungen finden die für das Verfahren vor 
der Spruchkammer des Landeskulturamts maßgebenden Vorſchriften Anwendung. 


§10. 

Bei bewohnten Grundſtücken muß dem abziehenden Wohnberechtigten für 
eine angemeſſene, nicht unter drei Monaten zu bemeſſende Friſt eine ausreichende 
Wohnung belaſſen werden. Der Umfang des Wohnrechts iſt auf Antrag des 
Wohnberechtigten oder des Anternehmers vom Präſidenten des Landeskulturamts 
zu regeln. | 

= g11. 

(1) Als gemeinnütziges Siedlungsunternehmen im Sinne des $ 1 des Reichs— 
ſiedlungsgeſetzes gilt auch das Kulturamt. 5 5 * f 

e) Stellt das Kulturamt oder eine von der Landeszentralbehörde als 
gemeinnütziges Siedlungsunternehmen bezeichnete öffentliche Behörde oder Anſtalt 
für einen Dritten den Antrag nach § 1 Abſ. 1 dieſes Geſetzes, fo tritt der Dritte 
in alle aus dem Enteignungsverfahren ſich ergebenden Rechte und Pflichten des 
Siedlungsunternehmens ein. 


Zweiter Abſchnitt. 
Beſchaffung von Pachtland für landwirtſchaftliche Arbeiter 
(§§ 22 bis 24 des Reichsſiedlungsgeſetzes). a 
812. i 

() Der Vorſteher des Kulturamts erläßt die Anordnungen nach § 22 des 
Reichsſiedlungsgeſetzes durch Beſchluß gemäß § 21 des Geſetzes über Landes⸗ 
kulturbehörden vom 3. Juni 1919 (Gefeßfamml. S. 101). 

e) Wird eine ſolche Anordnung erlaſſen, fo find die Landgemeinden oder 
Gutsbezirke verpflichtet, den Arbeitern das Land gegen angemeſſene Entſchädigung 
zur Pacht oder ſonſtigen Nutzung zu überlaſſen. Das den Arbeitern zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellende Land muß nach Beſchaffenheit und örtlicher Lage dazu geeignet 


ſein. In dem Überlaffungsvertvage darf den Arbeitern eine Arbeitsverpflichtung 


gegenüber einem beſtimmten Arbeitgeber nicht auferlegt werden. 


ee 


ö) Für die Zwangspachtung gelten die Vorſchriften der SS 1, 2 dieſes 

Geſetzes entſprechend. 
(2) Nach Anſtellung der erforderlichen Ermittlungen erläßt auf Antrag der 
Gemeinde der Präſident des Landeskulturamts einen Beſcheid, der die Zwangs⸗ 
pachtung für eine beſtimmte Zeit gegen Zahlung eines jährlichen Pachtzinſes aus— 
ſpricht und die ſonſtigen Pachtbedingungen feſtſetzt. 

(3) Mangels Einigung der Beteiligten gilt der Pachtvertrag mit der Zu⸗ 
ſtellung des Beſcheids an den Zwangsverpächter unter den darin feſtgeſetzten 
Bedingungen als geſchloſſen. 

(4) Bei Streit der Beteiligten gelten die Vorſchriften des § 6 Nr. 5 Abſ. 1,2 
entſprechend. 

Dritter Abſchnitt. 


Landlieferungsverbände 
($ 12 des Reichsſiedlungsgeſetzes). 
i $ 14. 
) In jeder der Provinzen Oſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Ober⸗ 
ſchleſien, Niederſchleſien, Sachſen und Schleswig⸗Holſtein werden die Eigentümer 
der großen Güter zu einem Landlieferungsverbande zuſammengeſchloſſen. 

e) In den ſpäteren Reſtgebieten der Provinzen Weſtpreußen und Poſen 
können die Eigentümer der großen Güter zu einem Landlieferungsverbande zu- 
ſammengeſchloſſen oder insgeſamt oder teilweiſe benachbarten Landlieferungs⸗ 
verbänden angeſchloſſen werden. OR ii 

(3) In jeder der Provinzen Hannover, Weſtfalen, Heſſen⸗Naſſau und in 
der Rheinprovinz können die Eigentümer der großen Güter ſolcher Kreiſe, auf 
deren landwirtſchaftliche Nutzfläche die Vorausſetzung des § 12 Abſ. 1 des Reichs⸗ 
ſiedlungsgeſetzes zutrifft, zu einem Landlieferungsverbande zuſammengeſchloſſen werden. 
f () Der Landlieferungsverband iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes. 


1:9: 

() Auf Anordnung des Minifters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
ſtellt der Präſident des Landeskulturamts ein Verzeichnis der zum Landlieferungs— 
verbande zuſammenzuſchließenden Güter, kreisweiſe geordnet, auf und läßt durch 
einen Kommiſſar die Verbandsmitglieder kreisweiſe zuſammenberufen und für jeden 
Kreis aus der Mitte der Verbandsmitglieder einen Verbandsverordneten und einen 
Stellvertreter wählen. Die Anordnung des Miniſters und die Benennung des 
Kommiſſars ſind in den Amtsblättern der Provinz bekannt zu machen. 

(2) Stadtkreiſe werden nach näherer Beſtimmung der Ausführungsvorſchriften. 
einem benachbarten Landkreiſe zugeteilt. : 

: (3) Bei der Wahl hat jedes Verbandsmitglied für je angefangene 200 Hektar 
landwirtſchaftlicher Nutzfläche eine Stimme. Mehr als fünf Stimmen darf kein 
Mitglied führen. be U 


— 


() Die Verſammlung der Verbandsverordneten bildet die Verbandsver⸗ 

fammlungs 
$ 16. 

. (1) Die Verbandsverordneten find unverzüglich zuſammenzurufen, um über 
die Satzung des Verbandes Beſchluß zu faſſen, die der Kommiſſar zu entwerfen 
und der Verſammlung zur Beſchlußfaſſung zu unterbreiten hat. Die Verſammlung 

iſt ohne Rückſicht auf die Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. 
8 e) Die Satzung bedarf der Genehmigung des Miniſters für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten. 
5 $ 17. | 
4) Kommt ein Beſchluß über die Satzung nicht zuſtande, fo iſt innerhalb 
zwei Wochen eine zweite Verſammlung der Verbandsverordneten anzuberaumen, 
in der die Satzung erneut zur Beſchlußfaſſung vorzulegen iſt. Verläuft auch dieſe 
Verſammlung ergebnislos, ſo erläßt der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten die Satzung. f i 
e) Das gleiche gilt, wenn die beſchloſſene Satzung nicht die vorgeſchriebene 
Genehmigung findet und bei erneuter Verhandlung die Anſtände nicht beſeitigt 
werden. 
$ 18. 


Die Satzung iſt durch die Amtsblätter der Provinz bekannt zu machen. 
Durch die Genehmigung oder durch den Erlaß der Satzung entſteht der Verband. 


§ 19 

Die Satzung muß Beſtimmungen enthalten über: 

1. den Namen und Sitz des Verbandes; i 

2. das Verhältnis der Teilnahme an den Nutzungen und Laſten ſowie 
am Stimmrechte; 

3. die Aufſtellung des Haushaltsplans und die Feſtſtellung und Entlaſtung 
der Rechnung; N 

4. die Zuſammenſetzung und die Wahl des Vorſtandes, die Befugniſſe des 
Vorſtandes und, wenn der Vorſtand aus mehreren Mitgliedern beſteht, 
auch die ſeines Vorſitzenden, die Formen für den Ausweis der Bor: 
ſtandsmitglieder und die Beurkundung ihrer Beſchlüſſe; 

5. die Bildung eines Ausſchuſſes; 

6. die Vorausſetzungen und die Form für die Zuſammenberufung der 
Verbandsverſammlung und des Ausſchuſſes und die Beurkundung ihrer 
Beſchlüſſe f 
7. die Gegenſtände, die der Beſchlußfaſſung der Verbandsverſammlung 

und des Ausſchuſſes unterliegen follen; 5 
8. die Vorausſetzungen für das Ausſcheiden der Verbandsmitglieder; 
9. die Auflöſung und die Liquidation des Verbandes; 2 
10. die Form für die Bekanntmachungen des Verbandes; 


383 


11. die öffentlichen Blätter, in welche die Bekanntmachungen aufzunehmen 
ſind, ſoweit ſie nach dem Geſetze, der Satzung oder den Beſchlüſſen der 
Verbandsorgane durch öffentliche Blätter zu ergehen haben. 


§ 20. 

Der Satzung iſt ein Verzeichnis der beteiligten Güter mit Angabe der 
jeweiligen Eigentümer beizufügen. Das Verzeichnis iſt auf dem laufenden zu 
erhalten. N 

a 62% 

Satzungsänderungen können von der Verbandsverſammlung mit Zweidrittel⸗ 
mehrheit beſchloſſen werden. Sie bedürfen der Genehmigung des Miniſters für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und find nach § 18 bekannt zu machen. 


s $ 22. 

(1) Der Verband muß einen Vorſtand haben. Dieſer kann aus einer 
Perſon beſtehen oder aus mehreren, von denen eine den Vorſitz führt. 

(2) Der Vorſtand vertritt den Verband gerichtlich und außergerichtlich. 
Er hat die Stellung eines geſetzlichen Vertreters. Der Umfang feiner Vertretungs- 
macht kann durch die Satzung mit Wirkung gegen Dritte beſchränkt werden. 
Er führt die Verwaltung des Verbandes, ſofern nicht einzelne Geſchäfte durch 
die Satzung dem Vorſitzenden des Verbandes, dem Ausſchuß oder der Verbands—⸗ 
verſammlung überwieſen ſind. 

(3) Der Vorſitzende des Vorſtandes, der ſich als ſolcher ausweiſt, bedarf 
zur Vertretung des Vorſtandes vor Gerichten und anderen öffentlichen Behörden 
keiner beſonderen Vollmacht. 

a ä § 23. 

() Der Vorſtand hat die Verbandsverſammlung einzuberufen, ſobald das 
Intereſſe des Verbandes es erfordert oder ein Drittel der Verbandsverordneten 
es unter Angabe des Zweckes ſchriftlich beantragt. 

(2) Die Verbandsverſammlung kann auch von der Aufſichtsbehörde ein. 
berufen werden. 

(3) In jedem Jahre iſt mindeſtens eine Verbandsverſammlung einzuberufen. 


$ 24. 

Für die Verbindlichkeiten des Verbandes haftet ſein Vermögen. Soweit 
daraus Gläubiger des Verbandes nicht befriedigt werden können, muß der Schuld- 
betrag durch Beiträge aufgebracht werden, die von dem Vorſtande nach dem in 
der Satzung feſtgeſetzten Teilnahmemaßſtab umzulegen ſind. 

0 8 $ 25. 

(1) Die Verbandslaften find öffentliche Laſten. Sie haften auf den be, 

teiligten Grundſtücken in dem dem Teilnahmeverhältnis entſprechenden Umfange. 


Be 


(2) Die ausgeſchiedenen Verbandsmitglieder bleiben für die bis 5 ihrem 
Austritt umgelegten Beiträge verhaftet. 


8 26. 

Die Satzung beſtimmt, daß und in welcher Weiſe denjenigen Verbands⸗ 
mitgliedern, die freiwillig geeignetes Siedlungsland zum angemeſſenen Preiſe (8 13 
Abſ. 1 des Reichsſiedlungsgeſetzes) bereitſtellen, dies als Vorausleiſtung auf die 
auf ſie entfallenden Verbandsbeiträge anzurechnen iſt. 


$ 27. 

Haben ſeit dem 29. Januar 1919 Verbandsmitglieder ſelber in größerem 
Umfange neue Anſiedlungen unter Mitwirkung der Landeskulturbehörden begründet 
und hierzu mindeſtens ein Drittel der landwirtſchaftlichen Nutzfläche ihrer Ver⸗ 
bandsgrundſtücke zum angemeſſenen Preiſe (§ 13 Abſ. 1 des Reichsſiedlungsgeſetzes) 
bereitgeſtellt, ſo muß ihnen das in der Weiſe angerechnet werden, daß die ihnen 
verbleibenden Grundſtücke künftig von Verbandslaſten befreit ſind. Von dem 
Erwerbe dieſer Grundſtücke durch Enteignung ſoll möglichſt abgeſehen werden 
16 Abſ. 2 des Reichsſiedlungsgeſetzes); dies iſt auf Antrag der Eigentümer in 
dem der Satzung beigefügten Güterverzeichnis (§ 20) zu vermerken. 


$ 28. 

Rückſtändige Beiträge können im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben 
werden. Die zuſtändige Vollſtreckungsbehörde wird durch die Aufſichtsbehörde 
beſtimmt. 17 
. 929. 

(1) Über Streitigkeiten wegen der Zugehörigkeit zum Landlieferungsverbande 


beſchließt die Spruchkammer des Landeskulturamts; gegen deren Beſchluß iſt binnen Be 


zwei Wochen Beſchwerde an das Oberlandeskulturamt zuläffig. 

(2) Gegen die Heranziehung und Veranlagung zu den Verbandslaſten ſteht 
dem Inanſpruchgenommenen binnen vier Wochen der Einſpruch zu. Über den 
Einſpruch beſchließt der Vorſtand. Gegen den Beſchluß kann binnen zwei Wochen 
Beſchwerde bei der Spruchkammer des Landeskulturamts erhoben werden, gegen 
d ren Beſchluß iſt binnen zwei Wochen weitere Beſchwerde beim Oberlandes⸗ b 
kulturamt zuläſſig. 5 

$ 30. 5 

(1) Der Vorſtand ſteht unter der Aufſicht des Staates. Die Aufſicht wird 
vom Oberpräſidenten ausgeübt. Gegen Entſcheidungen des Oberpräſidenten iſt 
nur die Beſchwerde an den e für Landwirtſchaft, un und Seelen 
Zuläſſig. 

(2) Die ln iſt befugt, ihre Abb dungen unmittelbar dug 
. 


Ba 


$ 31. 

Die Aufſichtsbehörde ift befugt, Mitglieder des Vorſtandes, die ſich einer 
groben Pflichtverletzung ſchuldig machen oder zur Führung der Geſchäfte ungeeignet 
ſind, ihres Amtes zu entſetzen. Die auf Amtsentſetzung lautende Verfügung kann 
binnen zwei Wochen durch Klage bei dem Oberverwaltungsgericht angefochten 
werden. Bis zur Entſcheidung über die Klage bleibt das Vorſtandsmitglied von 
den Amtsgeſchäften enthoben. 

$ 32. 

Der Aufſichtsbehörde muß auf Verlangen Einſicht in die Akten des Ver— 
bandes gewährt und Abſchrift des Haushaltsplans und des Rechnungsabſchluſſes 
ſowie der Verhandlungen des Vorſtandes, des Ausſchuſſes und der Verbands. 
verſammlung überreicht werden. Sie iſt befugt, außerordentliche Prüfungen der 
Verbandskaſſe und der geſamten Verbandsverwaltung zu veranlaſſen und an den 
Verſammlungen des Vorſtandes ſowie an den Sitzungen der Verbandsverſammlung 
und des Ausſchuſſes perſönlich oder durch Beauftragte teilzunehmen. 


i § 33; 

( Unterläßt oder verweigert es der Verband, die ihm geſetz⸗ oder ſatzungs⸗ 
mäßig obliegenden Leiſtungen und Ausgaben in den Haushaltsplan aufzunehmen 
oder außerordentlich zu genehmigen, fo kann die Aufſichtsbehörde unter Anführung 
der Gründe die Aufnahme in den Haushaltsplan oder die Feſtſtellung der außer, 
ordentlichen Ausgaben und die Einziehung der erforderlichen Beiträge verfügen. 
)) Gegen die Verfügung ſteht dem Verbande binnen zwei Wochen die 
Beſchwerde an die Spruchkammer des Landeskulturamts und gegen deren Ent- 


ſcheidung binnen zwei Wochen die weitere Beſchwerde an das Oberlandeskultur⸗ 


amt zu. 


Vierter Abſchnitt. 
Schlußvorſchriften. 
§ 34. 

() Der Präſident des Landeskulturamts kann den Vorſteher eines Kultur⸗ 
amts oder einen anderen Beamten der Landeskulturbehörde mit der Führung von 
Verhandlungen beauftragen, die den Erwerb von Grundſtücken im Bezirke des 
Landeskulturamts zur Schaffung neuer Anſiedlungen oder zur Hebung beſtehender 
Kleinbetriebe (§ 1 Abſ. 1 des Reichsſiedlungsgeſetzes) zum Gegenſtande haben. 
Vor dem beauftragten Beamten kann auch die Auflaſſung der bezeichneten Grund⸗ 
ſtücke erklärt werden. N u 
) Die von dem Beamten beurkundeten Verträge und aufgenommenen Ver, 


phandlungen ſtehen den gerichtlichen Urkunden und Verhandlungen gleich, wenn. fie 


in der für die Gerichte vorgeſchriebenen Form aufgenommen und unter Bezug⸗ 
nahme auf den erteilten Auftrag als Siedlungsſachen bezeichnet werden. 


7 


EAN 
. 35 c 
Zur Abveräußerung von Teilen einer Anſiedlungs⸗ oder Zukaufsſtelle 
(§1 Abſ. 1 des Reichsſiedlungsgeſetzes) iſt die Genehmigung des Präſidenten des 
Landeskulturamts erforderlich. Der gleichen Genehmigung bedarf die Teilung 
eines Grundſtücks, das zu einer Anſiedlungs⸗ oder Zukaufsſtelle gehört. Die 
Verfügungsbeſchränkungen bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit der Eintragung im 
Grundbuche. Die Eintragung erfolgt auf Erſuchen des Vorſtehers des Kulturamts. 


§ 36. 

() Bei der Beſiedlung von Gütern oder Domänen a das Siedlungs⸗ 
unternehmen die dort in Familienwohnungen wohnenden oder daſelbſt länger als 
zwei Jahre beſchäftigten land- und forſtwirtſchaftlichen Arbeiter und Angeſtellten 
auf Wunſch nach Möglichkeit in Eigen- oder Pachtſtellen anſiedeln. 

(2) Werden die Arbeiter und Angeſtellten infolge der Beſiedlung von 
Gütern oder Domänen vorübergehend oder für längere Zeit arbeitslos, ſo hat 
ihnen das Siedlungsunternehmen, ſofern fie nicht nach Abf. 1 angeſiedelt werden 
oder ſofern ihnen nicht angemeſſene Arbeit nachgewieſen werden kann, bis zu 
einem halben Jahre eine Unterſtützung zu gewähren, die nicht weniger betragen 
darf als dreiviertel des entgangenen Arbeitsverdienſtes. Wird ein Wohnungs⸗ 
wechſel notwendig, ſo hat das Siedlungsunternehmen den vorgenannten Arbeitern 
und Angeſtellten die Koſten des Umzugs zu, erſetzen. 5 

6) Über die Anſprüche nach Abf. 2 entſcheidet die Spruchkammer des 
Landeskülturamts. Gegen den Beſchluß der Spruchkammer iſt binnen zwei Wochen 
Beſchwerde an das Oberlandeskulturamt zuläſſig. Die Hälfte der dem Siedlungs⸗ 
unternehmen hieraus erwachſenden Koſten werden aus der Staatskaſſe erſtattet. 


8 37. 

(1) Für jede Provinz ift ein Ausſchuß für Siedlungsweſen — Provinzial⸗ 
ſiedlungsausſchuß — einzurichten. Er beſteht aus dem Präſidenten des Landes⸗ 
kulturamts als Vorſitzenden, aus Vertretern der am Siedlungsweſen beteiligten 
Behörden und Körperſchaften und aus Vertrauensleuten der Anſiedler und: der 
alten Beſitzer der Provinz (§ 1 Abſ. 2 des Reichsſiedlungsgeſetzes). Die Ver 
trauensleute werden vom Provinzialausſchuß und von der Landwirtſchaftskammer 
der Provinz je zur Hälfte gewählt. 

(2) Der Präſident des Landeskulturamts kann außerdem Perſonen, die im 
Siedlungsweſen beſonders erfahren ſind, bis zu einem Viertel der gewählten Mit⸗ 
glieder in den Provinzialſiedlungsausſchuß berufen. 

(3) Die näheren Beſtimmungen über die Siedlungsausſchüſſe erläßt der 
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


$ 38. 
Der §7 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Beförderung der Errichtung 
von Rentengütern, vom 7. Juli 1891 (Geſetzſamml. S. 279) in der Faſſung des 


„ 


66 des Geſetzes zur Förderung der Anſiedlung vom 8. Mai 1916 (Geſetzſamml. 
S. 51) wird dahin abgeändert, daß: 
i 1. die Worte in Zeile 2 und 3 „einer Körperſchaft oder Anſtalt des öffent⸗ 
lichen Rechtes“ geſtrichen werden; 
2. folgender Abſatz hinter dem 2. Abſatz eingeſchaltet wird: 
Das gleiche gilt ausnahmsweiſe, wenn die Hypothek keine 
Abtragshypothek, dem willkürlichen Kündigungsrechte des Gläubigers 
aber auf die Dauer von mindeſtens 10 Jahren entzogen iſt. In 
dieſem Falle beträgt die Rentenbankrente, . 
a) falls 3½ prozentige Rentenbriefe als Abfindung oder als 
Darlehen gegeben ſind, 5 vom Hundert des Nennwerts der 
Rentenbriefe und des zur Ergänzung gegebenen baren Geldes 
oder, 
bp) falls 4prozentige Rentenbriefe als Abfindung oder als Dar- 
lehen gegeben ſind, 5½ vom Hundert des Nennwerts der 
Rentenbriefe und des zur Ergänzung gegebenen baren Geldes. 
Der Rentengutsbeſitzer hat dann die Rentenbankrente von 
5 vom Hundert während einer Tilgungsperiode von 35 Jahren 
oder die Rentenbankrente von 5½ vom Hundert während einer 
Tilgungsperiode von 33⅝ Jahren zu entrichten. Die Minifter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und der Finanzen ſtellen 
in Ausführung dieſer Beſtimmung Tabellen auf, aus denen ſich 
ergibt, welche Summen im Falle des $ 23 des Geſetzes über die 
Errichtung von Rentenbanken vom 2. März 1850 Geſetzſamml. 
S. 112) in den verſchiedenen Jahren der beiden Tilgungsperioden 
zur Ablöſung von Rentenbeträgen erforderlich ſind. 


i 939. 
Die Verordnung, betreffend das geſetzliche Vorkaufsrecht an land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen Beſitzungen, vom 23. Dezember 1918 Geſetzſamml. 1919 
S. 3) wird aufgehoben. 
§ 40. 
155 Das Geſetz tritt am Tage der Verkündung in Kraft. Die zuſtändigen 
Miniſter führen das Geſetz aus. 
Berlin, den 15. Dezember 1919. 


Siegel) Die Preußiſche Staatsregierung. 


Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Südekum. Heine. am Zehnhoff. 
Oeſer. Stegerwald. 


Bee 


(Nr. 11843.) Geſetz zur Sicherung der Überführung der Privatbergregale an den Staat. 
Vom 17. Dezember 1919. a 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Einziger Paragraph. 

Nach dem 1. Dezember 1919 über Privatbergregale oder einzelne Regal— 
rechte abgeſchloſſene Verträge werden bei Überführung der Regale an den Staat 
nicht berückſichtigt. Sie können berückſichtigt werden, wenn fie auf einem An⸗ 
gebote beruhen, das ſchon vor jenem Zeitpunkte gemacht iſt. 

Berlin, den 17. Dezember 1919. N 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. am Schnhoff. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefehfamml. ©. 357) find. 
bekannt gemacht: f 
5 1. Der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 24. November 1919, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an das Elektrizitäts⸗ 
werk Sachſen⸗Anhalt, Aktiengeſellſchaft in Halle a. S. für den Bau 
von vier elektriſchen Doppelfreileitungen, durch die Amtsblätter der 
Regierung in Merſeburg Nr. 51 S. 362, ausgegeben am 20. De⸗ 
zember 1919, und der Regierung in Erfurt Nr. 51 S. 301, ausge 
geben am 20. Dezember 1919; 
der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 4. Dezember 1919, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Cöln 
für die Erweiterung ihres Nordfriedhofs, durch das Amtsblatt der 
Regierung in Cöln Nr. 52 S. 37 0, ausgegeben am 27. Dezember 1919) 
3. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 9. Dezember 1919, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Braunkohlen⸗ 
und Brikett⸗Induſtrie⸗Aktiengeſellſchaft in Berlin für die Anlegung 
einer neuen Abraumhalde auf dem Braunkohlenbergwerke Marie⸗Anne 
bei Kleinleipiſch im Kreiſe Liebenwerda, durch das Amtsblatt der 
„Regierung in Merſeburg Nr. 1 S. 1, ausgegeben am 3. Januar 1920 
4. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 12. Dezember 1919, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Cöln für 
die Erweiterung des Friedhofs Cöln⸗Mülheim, durch das Amtsblatt 
der Regierung in Cöln Nr. 52 S. 370, ausgegeben am 27. Dezember 1919. 
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